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 Einleitung  

In diesem Dokument werden für das Vorhaben der Einschleifungen in das Umspannwerk Iven/West und 
seine Umsetzung auf die Vereinbarkeit mit den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und deren 
Umsetzung in nationales Recht u.a. in den §§ 27 und 47 Wasserhaushaltgesetz (WHG) sowie die Ver-
einbarkeit mit den Anforderungen für Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern nach §36 
WHG sowie für Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG geprüft.  

Es werden die rechtlichen Grundlagen (Kap.1.1), die Vorhabenbeschreibung (Kap. 1.2) und die genutz-
ten Datengrundlagen (Kap. 1.3) dargestellt. 

 

1.1 Rechtlicher Rahmen 

Im Zuge der Errichtung der 380-kV-Höchstspannungs-Einschleifungen in das UW Iven/West und des 
anschließenden Rückbaus der bestehenden 380-kV-Einschleifungen sind für die Herstellung von neuen 
Fundamenten und den späteren Rückbau der Fundamente der Bestandsleitung Baugruben anzulegen 
und zeitlich begrenzt zu unterhalten. Von wasserrechtlicher Relevanz sind die gesetzlichen Regelungen 
zu Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern (§ 36 WHG, § 82 LWaG M-V), zu Gewäs-
serrandstreifen (§ 38 WHG) und zu Wasserschutzgebieten (§ 52 WHG, § 136 LWaG M-V) sowie zu den 
Bewirtschaftungszielen für oberirdische Gewässer und das Grundwasser (§§ 27 und 47 WHG). 

1.1.1 Anlagen nach § 36 WHG / § 82 LWaG M-V 

Dauerhafte bauliche Anlagen im Sinne von § 36 WHG sind Anlagen in, an, über und unter oberirdischen 
Gewässern […] so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen, dass keine schädlichen 
Gewässerveränderungen zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung nicht mehr erschwert wird, 
als es den Umständen nach unvermeidbar ist. 

 

1.1.2 Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG 

Gemäß § 38 Abs. 2 WHG umfasst der Gewässerrandstreifen das Ufer und den Bereich, der an das 
Gewässer landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der Gewässerrandstreifen bemisst 
sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante ab 
der Böschungsoberkante. Der Gewässerrandstreifen ist gem. § 38 Abs. 3 WHG im Außenbereich fünf 
Meter breit.  

Von den Regelungen des § 38 WHG zu Gewässerrandstreifen kann vorhabenbezogen § 38 Abs. 4 
WHG Wirkungen entfalten, der ein Erhaltungsgebot formuliert und einige Verbotstatbestände aufführt, 
von denen nach § 38 Abs. 5 WHG die zuständige Behörde unter bestimmten Bedingungen eine Befrei-
ung erteilen kann. Nach § 38 Abs. 4 Satz 2 WHG ist im Gewässerrandstreifen verboten:  

1. die Umwandlung von Grünland in Ackerland,  

2. das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern […] sowie das Neuanpflanzen 
von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern,  

3. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ausgenommen die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln und Düngemitteln, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist, und der 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelassenen Anla-
gen,  
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4. die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern 
kön-nen oder die fortgeschwemmt werden können.  

 

Von diesen Verboten kann nach § 38 Abs. 5 Satz 1 WHG eine Befreiung erteilt werden, wenn überwie-
gende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern oder das Verbot im Einzelfall zu 
einer unbilligen Härte führt. 

 

1.1.3 Wasserrahmenrichtlinie i. V. m. §§ 27 und 47 WHG (Bewirtschaftungsziele 
der Oberflächengewässer und des Grundwassers) 

Bewirtschaftungsziele 

Die Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG (WRRL) zielt auf den Schutz u.a. der Oberflächengewässer 
und des Grundwassers zur Vermeidung einer weiteren Verschlechterung sowie zum Schutz und zur 
Verbesserung des Zustandes der aquatischen Ökosysteme sowie der direkt von ihnen abhängigen 
Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt. Die WRRL soll u.a. auch 
einen Ordnungsrahmen für die Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren 
schaffen (Artikel 1 WRRL). Dabei soll ein möglichst integrierter ökosystemarer Ansatz verfolgt werden, 
wie in den vorangestellten Erwägungsgründen zur WRRL dargelegt wird (v.a. Gründe Nr. 23, 33, 34). 

Für die Umsetzung der Ziele der WRRL werden die Gewässer nach Flussgebietseinheiten bewirtschaf-
tet, die sich an den natürlichen Einzugsgebieten orientieren. Innerhalb Deutschlands sind die Flussge-
bietseinheiten nach den Teileinzugsgebieten in Koordinierungsräume unterteilt. Die kleinste 
Gliederungseinheit sind Wasserkörper, die nach Art. 2 Nr. 10 und 12 WRRL definiert sind als „ein ein-
heitlicher und bedeutender Abschnitt eines Oberflächengewässers, z. B. ein See, ein Speicherbecken, 
ein Strom, Fluss oder Kanal, ein Teil eines Stroms, Flusses oder Kanals, ein Übergangsgewässer oder 
ein Küstengewässerstreifen“ (Art. 2 Nr. 10 WRRL: Oberflächenwasserkörper) bzw. „ein abgegrenztes 
Grundwasservolumen innerhalb eines oder mehrerer Grundwasserleiter“ (Art. 2 Nr. 12 WRRL: Grund-
wasserkörper). Diese Wasserkörper bilden die kleinste räumliche Bewertungseinheit hinsichtlich der 
Ziele der WRRL (LAWA 2017: 4). 

Gemäß Artikel 4 Abs. 1 a) Ziff. i und ii) der WRRL sind die Mitgliedsstaaten verpflichtet, die notwendigen 
Maßnahmen durchzuführen, um eine Verschlechterung des Zustandes aller Oberflächenwasserkörper 
zu verhindern (Verschlechterungsverbot), und sie mit dem Ziel zu schützen, zu verbessern und zu sa-
nieren, einen guten Zustand der Oberflächengewässer zu erreichen. Gleiches gilt gemäß Artikel 4 
Abs. 1 b) Ziff. i und ii) auch für Grundwasserkörper. 

Die Bindungswirkung der Bewirtschaftungsziele für die Vorhabenzulassung wurde in einem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes vom 01.07.2015 (C-461/13 - Weservertiefung) festgestellt. Demnach 
sind „...die Mitgliedsstaaten vorbehaltlich der Gewährung einer Ausnahme verpflichtet [...] die Geneh-
migung für ein konkretes Vorhaben zu versagen, wenn es eine Verschlechterung des Zustands eines 
Oberflächengewässers verursachen kann oder wenn es die Erreichung eines guten Zustands eines 
Oberflächengewässers bzw. eines guten ökologischen Potenzials und eines guten chemischen Zu-
stands eines Oberflächengewässers zu dem nach der Richtlinie maßgeblichen Zeitpunkt gefährdet.“ 
(EuGH 2015 C-461/13, Rn. 51). Dieses Urteil wurde vom EuGH im Urteil vom 28.05.2020 im Hinblick 
auf das Grundwasser bestätigt und sinngemäß erweitert (EuGH 2020 C-535/18 – A33 Ummeln, Rn. 69 
ff.). Damit stellen die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie nicht bloße Zielvorgaben für die Gewässer-
bewirtschaftung dar, sondern sind auch konkrete Zulassungsvoraussetzungen bei Einzelvorhaben. 

Die §§ 27 und 47 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) setzen die Ziele der WRRL hinsichtlich Ober-
flächengewässern und Grundwasser in nationales Recht um. § 3 Nr. 6 WHG definiert die Wasserkörper 
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als „einheitliche und bedeutende Abschnitte eines oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers 
(Oberflächenwasserkörper) sowie abgegrenzte Grundwasservolumen innerhalb eines oder mehrerer 
Grundwasserleiter (Grundwasserkörper)“. Die Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer 
sind nach § 27 WHG: 

(1) Oberirdische Gewässer sind, soweit sie nicht nach § 28 WHG als künstlich oder erheblich verändert 
eingestuft werden, so zu bewirtschaften, dass 

1. eine Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird (Ver-
schlechterungsverbot) und 

2. ein guter ökologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden (Ver-
besserungsgebot). 

(2) Oberirdische Gewässer, die nach § 28 WHG als künstlich oder erheblich verändert eingestuft wer-
den, sind so zu bewirtschaften, dass 

1. eine Verschlechterung ihres ökologischen Potenzials und ihres chemischen Zustands vermie-
den wird (Verschlechterungsverbot) und 

2. ein gutes ökologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht wer-
den (Verbesserungsgebot). 

Die Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser sind in § 47 Abs. 1 WHG festgelegt. Demnach ist 
das Grundwasser so zu bewirtschaften, dass 

1. eine Verschlechterung seines mengenmäßigen und seines chemischen Zustands vermieden 
wird (Verschlechterungsverbot); 

2. alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen auf Grund 
der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten umgekehrt werden (Trendumkehrgebot); 

3. ein guter mengenmäßiger und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden; zu 
einem guten mengenmäßigen Zustand gehört insbesondere ein Gleichgewicht zwischen 
Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung (Verbesserungsgebot). 

Ergänzend verpflichtet § 13 GrwV die Wasserbehörden, Maßnahmen zu treffen, um den Eintrag von 
Schadstoffen bzw. Schadstoffgruppen (nach Anl. 7 GrwV) in das Grundwasser zu verhindern und den 
Eintrag von Schadstoffen bzw. Schadstoffgruppen (nach Anl. 8 GrwV) in das Grundwasser zu begren-
zen (prevent-and-limit-Regel). 

Die Bewirtschaftungsziele beziehen sich jeweils auf den einzelnen Oberflächenwasserkörper (OWK) 
oder Grundwasserkörper (GWK) in seiner Gesamtheit. Lokal begrenzte Auswirkungen sind deshalb 
nicht relevant, solange sie sich nicht auf den gesamten Wasserkörper auswirken. 

Zustandsbewertung 

Der ökologische Zustand von OWK, bzw. das ökologische Potenzial, bestimmt sich in erster Linie nach 
den biologischen Qualitätskomponenten Phythoplankton, Großalgen oder Angiospermen, Makrophy-
ten/Phytobenthos, benthische wirbellose Fauna und Fischfauna (§ 5 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 1 
Oberflächengewässerverordnung – OGewV). Die hydromorphologischen Qualitätskomponenten und 
die allgemeinen physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten sind für die Einstufung unterstützend 
heranzuziehen (§ 5 Abs. 4 Satz 2 OGewV). Es gibt die Zustands-/Potenzialklassen sehr gut/höchste, 
gut, mäßig, unbefriedigend und schlecht (§ 5 Abs. 1 und 2 OGewV). Die Gesamtbewertung des OWK 
bestimmt sich nach der schlechtesten biologischen QK (§ 5 Abs. 4 Satz 1 OGewV, sog. „one out all 
out“-Regel). Der chemische Zustand eines OWK wird anhand seiner Umweltqualitätsnormen (UQN) 
bestimmt (§ 6 Satz 1 i.V.m. Anlage 8 Tabelle 2 OGewV). 

Die Zustandsbewertung von GWK unterscheidet sich von der Zustandsbewertung von OWK. Für den 
mengenmäßigen und den chemischen Zustand von GWK bestehen jeweils nur zwei Zustandsklassen. 
Der mengenmäßige Zustand eines GWK ist entweder „gut“ oder „schlecht“, § 4 Abs. 1 GrwV. Dies wird 
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anhand der in § 4 Abs. 2 GrwV genannten Tatbestände geprüft. Der chemische Zustand eines GWK ist 
ebenfalls entweder „gut“ oder „schlecht“, § 7 Abs. 1 GrwV. Dies wird anhand der Schwellenwerte nach 
§ 7 Abs. 2, § 5 Abs. 1 oder § 5 Abs. 2 i.V. mit Anlage 2 GrwV geprüft.  

Verschlechterungsverbot 

Ob ein Vorhaben eine Verschlechterung bewirken kann, beurteilt sich nach dem allgemeinen ordnungs-
rechtlichen Maßstab der hinreichenden Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts. 

Eine Verschlechterung des ökologischen Zustands/Potenzials eines OWK liegt nach der Recht-
sprechung des EuGH vor, sobald sich durch ein Vorhaben der Zustand mindestens einer biologischen 
QK um eine Klasse verschlechtert (EuGH, Urt. v. 1.7.2015, C-461/13, Weservertiefung, Juris Rn. 70). 
Es kommt für das Verschlechterungsverbot nicht darauf an, ob sich durch den Klassensprung die Ge-
samtbewertung des OWK verschlechtert. Ist eine biologische Qualitätskomponente bereits in der nied-
rigsten Klasse eingeordnet, stellt jede Verschlechterung dieser Komponente eine Verschlechterung des 
Zustands des OWK insgesamt dar.  

Eine Verschlechterung des chemischen Zustands eines OWK liegt nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts vor, sobald infolge des Vorhabens mindestens eine der für chemische 
Schadstoffe geltenden UQN der Anlage 8 OGewV überschritten wird (BVerwG, Urt. v. 9.2.2017, 7 A 
2/15, Elbvertiefung, Juris Rn. 578). Hat ein Schadstoff die UQN bereits überschritten, führt jede weitere 
vorhabenbedingte Erhöhung der Schadstoffkonzentration zu einer Verschlechterung des chemischen 
Zustands. 

Von einer Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands eines GWK ist demnach auszugehen, 
wenn das Vorhaben dazu führt, dass sich die Bewertung des mengenmäßigen Zustandes des GWK 
von „gut“ zu „schlecht“ ändert. Ist der mengenmäßige Zustand bereits als schlecht eingestuft, führt jede 
vorhabenbedingte negative Veränderung zu einer Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands. 
Der mengenmäßige Zustand ist gut, wenn die in § 4 Abs. 2 GrwV genannten Tatbestände eingehalten 
werden. 

Von einer Verschlechterung des chemischen Zustands eines GWK ist auszugehen, wenn das Vor-
haben dazu führt, dass sich die Bewertung des chemischen Zustandes des GWK von „gut“ zu „schlecht“ 
ändert. Ist der chemische Zustand bereits als schlecht eingestuft, führt jede vorhabenbedingte negative 
Veränderung zu einer Verschlechterung des chemischen Zustands (EuGH, Urt. v. 28.5.2020, C-535/18, 
Ummeln, Rn. 119). 

Verbesserungsgebot 

Das Verbesserungsgebot im Hinblick auf einen OWK wird eingehalten, wenn das Vorhaben die Erhal-
tung oder Erreichung eines guten ökologischen Zustands/Potenzials und eines guten chemischen Zu-
stands nicht gefährdet (BVerwG, Urt. v. 11.8.2016, 7 A 1/15, Weservertiefung, Juris Rn. 169). Der 
ökologische Zustand/das ökologische Potenzial und der chemische Zustand, die erreicht werden sollen, 
werden in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht maßgeblich durch Bewirtschaftungspläne (BWP, § 83 
WHG) und Maßnahmenprogramme (MNP, § 82 WHG) konkretisiert. Darin können abweichende Bewirt-
schaftungsziele, Fristverlängerungen und Ausnahmen ausgewiesen sein. Für OWK, die nicht in gutem 
Zustand bzw. Potenzial sind, werden im MNP Maßnahmen zur Zielerreichung festgelegt. Für die Frage, 
ob das Verbesserungsgebot eingehalten wird, gibt es nach der Rechtsprechung eine zweistufige Prü-
fung: Das Verbesserungsgebot wird jedenfalls eingehalten, wenn das Vorhaben die im MNP genannten 
Maßnahmen nicht be- oder verhindert (vgl. BVerwG, Urt. v. 9.2.2017, 7 A 2/15, Elbvertiefung, Juris 
Rn. 584 f.). Läuft ein Vorhaben den vorgesehenen Maßnahmen zuwider, ist weiter zu prüfen, ob das 
Bewirtschaftungsziel trotzdem erreicht werden kann. Solange dies der Fall ist, ist das Verbesserungs-
gebot eingehalten.  
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Das Verbesserungsgebot im Hinblick auf einen GWK wird eingehalten, wenn das Vorhaben die Einhal-
tung oder Erreichung eines guten mengenmäßigen und eines guten chemischen Zustands nicht gefähr-
det. Es gelten die gleichen Kriterien wie bei den OWK. 

Trendumkehrgebot 

Gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 WHG ist das Grundwasser zudem so zu bewirtschaften, dass alle signifikanten 
und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen aufgrund der Auswirkungen mensch-
licher Aktivitäten umgekehrt werden (Gebot der Trendumkehr). Das Gebot der Trendumkehr wird durch 
Anlage 6 GrwV ausgefüllt. 

Phasing-Out-Verpflichtung 

Die Phasing-Out-Verpflichtung bezeichnet die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Verschmutzung 
durch prioritäre Stoffe schrittweise zu reduzieren und die Einleitungen, Emissionen und Verluste priori-
tärer gefährlicher Stoffe, zu beenden oder schrittweise einzustellen (vgl. Art. 4 Abs. 1 Buchst. a) Nr. iv) 
WRRL). Bislang fehlt es jedoch noch an entsprechenden europäischen und nationalen Konkretisierun-
gen und Umsetzungsakten. Da die Phasing-Out-Verpflichtung damit nicht in einer vollziehbaren Weise 
konkretisiert ist, ergeben sich aus ihr derzeit keine Anforderungen an die Vereinbarkeit eines Vorhabens 
mit den Bewirtschaftungszielen, die über die Einhaltung der UQN hinausgehen. 

 

1.1.4 Weitere rechtliche Regelungen 

Wasserschutzgebiete sind durch das Vorhaben nicht berührt. Es besteht keine Betroffenheit der Rege-
lungen nach den § 52 WHG. 

Überschwemmungsgebiete, wie auch Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten sind 
durch das Vorhaben nicht berührt. Es besteht keine Betroffenheit der Regelungen nach den §§ 76 - 78b 
WHG. 

Bundeswasserstraßen, Gewässer erster Ordnung und stehende Gewässer mit einer Fläche von mehr 
als 1 ha sind durch das Vorhaben nicht berührt. Es besteht keine Betroffenheit der Regelungen nach 
§ 61 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

 

1.2 Beschreibung des Vorhabens 

Zur Darstellung des Vorhabens wird auf die Ausführungen im Erläuterungsbericht (Unterlage 01, Kap. 2) 
verwiesen. 

 

1.3 Datengrundlagen 

Datengrundlage für die Unterlage sind die Bewirtschaftungspläne nach § 83 WHG bzw. Artikel 13 der 
Richtlinie 2000/60/EG für die Flussgebietseinheiten Warnow/Peene und Oder für den Zeitraum von 
2022 bis 2027: 

In die Darstellung gehen ein: 

 Amtliches Gewässernetz MV (LUNG M-V, http://www.umweltkarten.mv-regie-
rung.de/script/mv_a3_gewaesser_wms.php?) 

 Wasserschutzgebiete, Überschwemmungsgebiete, Hochwasserrisikogebiete, (LUNG M-V, Daten 
per Download am 02.08.2023, https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/script/) 
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 Abgrenzung der Oberflächenwasserkörper und Grundwasserkörper (LUNG M-V, http://www.um-
weltkarten.mv-regierung.de/script/mv_a3_gewaesser_wms.php?) 

 Oberflächengewässer und Rohrleitungen im Untersuchungsgebiet: Wasser- und Bodenverband 
„Untere Tollense – Mittlere Peene“, Datenübergabe 28.07.2024 

 Steckbriefe der Oberflächenwasserkörper 3. Bewirtschaftungszyklus (LUNG M-V, FIS Wasser MV, 
Download 15.07.2025, WK-Steckbriefe) 

 Steckbriefe der Grundwasserkörper 3. Bewirtschaftungszyklus BB (LUNG MV, FIS Wasser MV, 
Download 25.10.2024, WK-Steckbriefe) 

 WRRL-Maßnahmenprogramm 3. Bewirtschaftungszeitraum (LUNG MV, Maßnahmeninformations-
portal, Web-GIS kvwmap, Abfragezeitraum 01.10.2024 – 15.12.2024) 

 Biotoptypenkartierung (Myotis 2024) 

 Geotechnischer Bericht - Baugrundvoruntersuchung (BGM Baugrundberatung GmbH, Unterlage 
11) 
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 Einfluss des Vorhabens auf Wasserkörper (WK) – Vor-
prüfung WRRL (Bewirtschaftungsziele nach §§ 27 und 
47 WHG) 

2.1 Methodisches Vorgehen 

Das Vorgehen im Fachbeitrag orientiert sich an den Ausführungen des Leitfadens zum Fachbeitrag 
WRRL an Bundeswasserstraßen (BMVI 2019), der Handlungsempfehlung Verschlechterungsverbot 
(LAWA 2017) und für Zufahrtswege ergänzend an den Ausführungen von SYBERTZ et al. (2019). Das 
Land Mecklenburg-Vorpommern hat keinen eigenen Leitfaden zum Fachbeitrag WRRL veröffentlicht. 

Die vorliegende Unterlage ist methodisch in mehrere, aufeinander aufbauende Schritte gegliedert (Ab-
bildung 1). Zunächst werden anhand der Vorhabenbeschreibung die auf die Qualitätskomponenten und 
Umweltqualitätsnormen wirkenden relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens herausgearbeitet, um 
grundsätzlich WRRL-relevante Wirkungen zu bestimmen (Kap. 2.2). Abgeleitet aus Wirkungen, die 
grundsätzlich einen Bezug zu WRRL-relevanten Aspekten aufweisen können, werden die durch das 
Vorhaben potenziell betroffenen Wasserkörper identifiziert (Kap. 2.3). Anschließend folgt eine Vorprü-
fung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Bewirtschaftungsziele der WRRL, die sich in zwei Prüf-
schritte unterteilt: 

So werden im Rahmen eines ersten vorhabenbezogenen Prüfschritts diejenigen Vorhabenwirkungen 
abgeschichtet, die unter Berücksichtigung der technischen Planung in Bezug zu den betroffenen Was-
serkörpern keine ernstlichen Wirkbeziehungen zu Zielen und Anforderungen der WRRL aufweisen (Vor-
prüfung auf Ebene der Wirkfaktoren, Kap. 2.4). 

In einem zweiten Prüfschritt wird standortbezogen geprüft, ob die Wirkungen des Vorhabens mögliche 
Verstöße gegen das Verschlechterungsverbot und das Zielerreichungsgebot (Verbesserung zum bzw. 
Erhaltung des guten Zustands) darstellen können (Vorprüfung auf Ebene der betroffenen Wasserkör-
per). Beim Grundwasser kommen noch die Prüfung eines ggf. vorhandenen Einflusses auf bestehende 
Schadstoffbelastungen (prevent-and-limit) und der Einfluss auf eine Trendumkehr bei signifikant anstei-
genden Schadstoffbelastungen als Prüfkriterien hinzu (Trendumkehrgebot). 

Wenn im Rahmen der Vorprüfung vorhabenbedingte negative Auswirkungen im Sinne des Verschlech-
terungsverbots oder des Verbesserungs- bzw. Erhaltungsgebots auf den Zustand einzelner Wasserkör-
per nicht ausgeschlossen werden können, erfolgt eine vertiefte Auswirkungsprognose unter 
Heranziehung aller verfügbaren Zustandsdaten und der konkret (quantitativ und qualitativ) ermittelten 
Wirkungen des Vorhabens (Hauptprüfung). Sollte ein Verstoß gegen die Bewirtschaftungsziele auch 
unter Berücksichtigung aller praktikablen Vorkehrungen nicht auszuschließen sein, wären in einem wei-
teren Schritt die Bedingungen für eine Ausnahme zu prüfen.  

 

2.1.1 Erster Prüfschritt / Vorprüfung auf Ebene der Wirkfaktoren 

Im ersten Prüfschritt wird überschlägig abgeschätzt, ob und inwieweit die ermittelten Merkmale und 
Wirkungen des Vorhabens generell negative Auswirkungen auf die Wasserkörper haben können. Dabei 
wird geprüft, ob für die Bewertungsparameter ernstliche Wirkbeziehungen bestehen. Kriterien sind das 
Verschlechterungsverbot für den qualitativen Zustand des jeweiligen Wasserkörpers und dass die Wir-
kungen des Vorhabens das Zielerreichungsgebot (guter Zustand) aus den Bewirtschaftungszielen und 
dem Maßnahmenprogramm nicht behindern dürfen. Dies schließt die Betrachtung der maßgebenden 
Einzelaspekte wie ökologische Qualitätskomponenten und chemischer Parameter mit ein. In Bezug auf 
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das Grundwasser sind als Kriterien zudem ein ggf. vorhandener Einfluss auf bestehende Schadstoffbe-
lastungen (prevent-and-limit) und der Einfluss auf eine Trendumkehr bei signifikant ansteigenden 
Schadstoffbelastungen (Trendumkehrgebot) zu betrachten. 

Ein Ausschluss von ernstlichen Wirkbeziehungen im Rahmen der vorliegenden Vorprüfung bedeutet 
nicht, dass von den Wirkungen des Vorhabens gar keine Einflüsse auf die Qualitätskomponenten der 
Wasserkörper auftreten können. Im Rahmen der Vorprüfung wird vielmehr geprüft, ob die Vorhabenwir-
kungen vernünftigerweise und mit hinreichender Sicherheit überhaupt geeignet sind, die Bewirtschaf-
tungsziele negativ beeinflussen zu können. Dafür sind Kriterien wie die Mess- und Beobachtbarkeit von 
Veränderungen von Bedeutung, die Ausdehnung des Wasserkörpers im Verhältnis zum Wirkbereich 
eines Vorhabens, ob es überhaupt einen Wirkzusammenhang mit Qualitätskomponenten bzw. Umwelt-
qualitätsnormen (UQN) gibt sowie die Ist-Zustandsbewertung (BMVI, S. 31). 

Zur Abschätzung der Wirkung des Vorhabens hinsichtlich des Verschlechterungsverbots und des Ziel-
erreichungsgebots werden die zum Vorhaben ermittelten Wirkfaktoren den Qualitätskomponenten zur 
Bestimmung des Zustandes von Oberflächen- und Grundwasserkörpern tabellarisch gegenübergestellt. 
Unter Berücksichtigung des Maßnahmenkonzeptes des LBP zur Vermeidung und Minderung vorhaben-
bedingter negativer Auswirkungen auf den Naturhaushalt (Unterlage 8) werden auf diese Weise die 
Vorhabenwirkungen herausgefiltert, für die generell ernstliche Wirkbeziehungen von vornherein ausge-
schlossen werden können, und die daher in den folgenden Arbeitsschritten nicht weiter berücksichtigt 
werden müssen. 

Vorhabenbedingte, potenziell nachteilige Auswirkungen auf das Zielerreichungsgebot werden über-
schlägig ermittelt, indem die für den jeweiligen Wasserkörper geplanten Verbesserungsmaßnahmen 
aus dem Bewirtschaftungsplan für die Flussgebietseinheit den Wirkfaktoren des Vorhabens gegenüber-
gestellt werden. Maßnahmen, die weder hinsichtlich ihrer Wirkung noch ihres angestrebten Umset-
zungszeitraums durch das Vorhaben beeinflusst werden, können so identifiziert werden. 

 

2.1.2 Zweiter Prüfschritt / Vorprüfung auf Ebene der betroffenen Wasserkörper 

Nach Abschichtung derjenigen Wirkfaktoren, bei denen ernstliche Wirkbeziehungen, die zu bewertungs-
relevanten, negativen Auswirkungen auf die Qualitätskomponenten von Wasserkörpern führen könnten, 
von vornherein ausgeschlossen wurden, erfolgt für die verbleibenden Wirkfaktoren eine standortbezo-
gene Prüfung. 

Für die nach der Abschichtung auf der Ebene der Wirkfaktoren verbleibenden potenziellen Auswirkun-
gen auf Qualitätskomponenten und Verbesserungsmaßnahmen werden im zweiten Prüfschritt mögliche 
Verstöße gegen das Verschlechterungsverbot und das Zielerreichungsgebot („guter Zustand“), das 
Trendumkehrgebot sowie die „prevent-and-limit“-Regel am konkreten Standort des Vorhabens abge-
prüft. Maßgebliche Grundlage sind die Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme für die be-
troffenen Wasserkörper. Unterstützend werden weitere Informationen aus Fachplanungen und 
Gutachten sowie Zustandsdaten herangezogen. 

Für die Prüfung wird eine Prognose über die Auswirkungen des Vorhabens auf die jeweils relevante 
Qualitätskomponente des Wasserkörpers am geprüften Standort erstellt. Die Prognose erfolgt geglie-
dert für jede Qualitätskomponente, für die Wirkbeziehungen nicht bereits auf Ebene der Wirkfaktoren 
ausgeschlossen werden können. Geprüft wird hierbei anhand der konkreten Auswirkungen des Vorha-
bens am Standort, ob es zu bewertungsrelevanten Auswirkungen auf die Qualitätskomponenten kommt, 
die zu einer Verschlechterung des Zustands des Wasserkörpers führen könnten oder die Zielerreichung 
in Frage stellen würden. Dies wird im Einzelnen verbal-argumentativ begründet. Sofern Stoffeinträge 
mit Bezug zu einzelnen Umweltqualitätsnormen (UQN) nicht von vornherein ausgeschlossen werden, 
können diesbezüglich jedoch auch quantitative Abschätzungen und Bewertungen erforderlich werden. 
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Die Prüfung des Zielerreichungsgebots erfolgt, indem unter Heranziehung der prognostizierten Auswir-
kungen des Vorhabens dargelegt und begründet wird, ob hierdurch die für die Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele erforderlichen Verbesserungsmaßnahmen behindert oder verzögert werden können. Ist 
dies der Fall, wird erläutert, ob hierdurch die fristgerechte Zielerreichung in Bezug auf den dritten Be-
wirtschaftungszyklus zur Umsetzung der WRRL von 2022 bis 2027 gefährdet wird. 

 

2.1.3 Hauptprüfung / ggf. Ausnahmeprüfung 

Für den Fall, dass im Rahmen der Vorprüfung Auswirkungen, die zu einem Verstoß gegen das Ver-
schlechterungsverbot oder das Verbesserungs- bzw. Erhaltungsgebot führen können, nicht ausge-
schlossen werden, würde eine detaillierte Prüfung im Sinne einer Hauptprüfung erfolgen, inwieweit die 
konkret (quantitativ und qualitativ) ermittelten Wirkungen im Abgleich mit aktuellen Zustandsdaten der 
Qualitätskomponenten zu einem Verstoß gegen die Bewirtschaftungsziele für die betroffenen Wasser-
körper führen können. 

Sollte ein Verstoß auch unter Berücksichtigung aller praktikablen Vorkehrungen zur Vermeidung nicht 
auszuschließen sein, wären in einem weiteren Schritt die Bedingungen für eine Ausnahme zu prüfen. 
Sofern ein Verstoß des Vorhabens gegen das Verschlechterungsverbot oder das Zielerreichungsgebot 
prognostiziert wird und das Vorhaben folglich zunächst nicht zulassungsfähig wäre, wird im Fachbeitrag 
ggf. das Vorliegen der Ausnahmefähigkeit des Vorhabens nach § 31 Abs. 2 WHG dargelegt und nach-
gewiesen. 
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Abbildung 1: Methodisches Vorgehen bei der Vorprüfung 
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2.2 Aus Bau, Anlage und Betrieb abgeleitete, betrachtungsrele-
vante Wirkfaktoren des Vorhabens 

Bei den möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt wird zwischen baubedingten, anlage-
bedingten und betriebsbedingten Wirkungen unterschieden. Für die Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
den Anforderungen und Zielen der WRRL sowie möglichen weiteren Maßnahmen resultierend aus dem 
nationalen Wasserrecht werden im Folgenden nur diejenigen Wirkfaktoren behandelt, die bezogen auf 
die Gewässer bzw. Wasserkörper und ggf. die von Gewässern abhängigen Landökosysteme eine Rolle 
spielen. 

Baubedingte Wirkungen sind auf die Bauphase beschränkt und entfalten daher nur eine zeitlich be-
grenzte Wirkung meist von einigen Wochen bis wenigen Monaten. Anlagebedingte Wirkungen bleiben 
dauerhaft bestehen, solange es zu keinem Rückbau kommt. Betriebsbedingte Wirkungen können dau-
erhaft für die gesamte Zeit des Betriebes der Freileitung (z.B. elektromagnetische Felder) oder zeitlich 
begrenzt periodisch wiederkehrend (z.B. turnusmäßige Wartungsarbeiten) bzw. sporadisch (z.B. bei 
Reparaturarbeiten) auftreten. 

Für die Benennung und Bewertung tatsächlicher Auswirkungen sind zudem die Vermeidungs- und Mi-
nimierungsmaßnahmen zu berücksichtigen, die detailliert im Landschaftspflegerischen Begleitplan 
(LBP, s. Unterlage 8, Kap. 5) zum Vorhaben beschrieben sind.  

Die Wirkfaktoren des Vorhabens sind in Tabelle 1 aufgeführt, wobei die Relevanz bezogen auf die was-
serrechtlichen Regelungen, Gewässer bzw. Wasserkörper im Vordergrund steht. 

 

Tabelle 1: Übersicht der potenziellen Wirkfaktoren und spezifische Aspekte nach Anforde-
rungen der WRRL 

Wirkfaktoren Potenziell beeinträchtigter Aspekt 

WF1 baubedingte Inanspruchnahme von Flächen 
Verminderte Versickerung von Niederschlagswas-
ser, verminderte Grundwasserneubildung 

WF2 baubedingte Trennwirkung (Barrierewirkung) 
Anlage temporärer Gewässerüberquerungen kann 
Wanderungsbeziehungen unterbrechen 

WF3 

baubedingte stoffliche Emissionen, einschließ-
lich Staubentwicklung, sowie Anfall von um-
weltrelevanten Stoffen und Abfällen beim 
Rückbau der Bestandsleitung 

Möglicher Stoffeintrag in Gewässer oder über Si-
ckerwasser ins Grundwasser 

WF4 baubedingte Veränderungen von Gewässern 

Gewässermorphologie, biologische Komponen-
ten, Einleitung von Sümpfungswasser aus Bau-
gruben 

WF5 
baubedingte Veränderungen des Grundwas-
sers bzw. der Standortbedingungen grundwas-
sernaher Standorte 

Verminderte / unterbundene Versickerung von 
Niederschlägen, lokale Absenkung des Grund-
wasserspiegels durch Wasserhaltung in Baugru-
ben 

WF6 
anlagebedingter Flächenverlust, anlagebe-
dingte Veränderungen des Hochwasserabflus-
ses und von Hochwasserrückhalteräumen 

Unterbundene Versickerung an Fundamenten, 
bzgl. Hochwasserabfluss und Rückhalteräumen: 
(keine Betroffenheit im antragsgegenständlichen 
Abschnitt) 
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Wirkfaktoren Potenziell beeinträchtigter Aspekt 

WF7 
anlagebedingte Funktionsverluste und visuelle 
Beeinträchtigungen 

Keine wasserrechtliche Relevanz 

WF8 
anlagebedingte Verletzung / Tötung von Vö-
geln durch Kollision 

Keine wasserrechtliche Relevanz 

WF9 

bau- und betriebsbedingte Veränderungen von 
Flächen durch Beseitigung bzw. Beschrän-
kung von Vegetationsaufwuchs im Leitungs-
schutzbereich 

höhenbeschränkter Aufwuchs von Ufergehölzen 
im Leitungsschutzstreifen 

WF10 
betriebsbedingte Emissionen von Schall sowie 
elektrischen und magnetischen Feldern 

Keine wasserrechtliche Relevanz 

WF11 betriebsbedingte stoffliche Emissionen 
Möglicher Stoffeintrag in Gewässer oder über Si-
ckerwasser ins Grundwasser durch Unterhal-
tungs- / Reparaturmaßnahmen 

 

2.3 Identifizierung der Wasserkörper entlang der Leitungstrasse  

2.3.1 Identifizierung der OWK im Vorhabenbereich 

Grundlage sind die aktuelle technische Planung (Stand März 2025) und die Abgrenzungen der OWK 
nach Angaben des LUNG (Stand: Oktober 2024). Die Zustandsbewertungen für die OWK wurden den 
aktuellen Wasserkörpersteckbriefen des Internetportals des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und 
Geologie Mecklenburg-Vorpommern FIS Wasser MV (LUNG 2024) für den 3. Bewirtschaftungszeitraum 
2022 – 2027 entnommen. 

Nach der hydrologischen Gliederung befinden sich alle Vorhabenbestandteile innerhalb der Flussge-
bietseinheit Warnow/Peene (9650) im WRRL-Planungsgebiet Peene. Oberflächenwasserkörper (OWK) 
werden vom Vorhaben nicht gequert. Durch die Südliche Einschleifung und die Provisorien der südli-
chen Einschleifung werden Zuflüsse des OWK 2. Ordnung Großer Landgraben (MTOL-3100) gequert 
(s. Tabelle 2 und Anlage 1). 

 WRRL-berichtspflichtige Seen befinden sich nicht im Vorhabenbereich.  

 

Tabelle 2: Übersicht über die vom Vorhaben gequerten oder tangierten WRRL-berichts-
pflichtigen Oberflächenwasserkörper (LUNG M-V) 

OWK Pla-
nungs-
gebiet 

Flussge-
bietseinheit 

Betroffenheit 
durch das Vorhaben (Spann-

felder zw. Masten) Kennung Name 

MTOL-3100 Großer Landgraben Peene Warnow/Peene Querung von Zuflüssen des OWK 
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In folgender Tabelle 3 wird das biologische und chemische Potenzial des vom Vorhaben tangierten 
erheblich veränderten OWK charakterisiert. Die Bewertung spiegelt den Stand des 3. Bewirtschaftungs-
zeitraums (2021-2027) wider und folgt hinsichtlich des ökologischen Potenzials der 5-stufigen Skala von 
„sehr gut“ über „gut“, „mäßig“, „unbefriedigend“ bis „schlecht“. Die Farbgebung in Tabelle 3 richtet sich 
nach der aktuellen Einstufung des ökologischen Potenzials bzw. des chemischen Potenzials in Anleh-
nung an die Farbgebung im Wasserkörpersteckbrief. 

Der OWK Großer Landgraben (MTOL-3100) wird nicht durch das Vorhaben gequert. Der Zufluss 
L 29 AK wird zwischen den Masten M109n und dem Portal IvS_1/2 und das Provisorium zur Fortführung 
des linken Systems der 380-kV-Bestandsleitung in das UW Iven/West parallel zum Baufortschritt über-
spannt. Zufluss AK 360 wird durch die Bestandsleitung zwischen den Masten M109A und M110A und 
das Provisorium der südlichen Einschleifung überspannt. Der OWK ist ein organisch geprägter Fluss, 
der als erheblich verändertes Gewässer eingestuft ist. Für ihn gilt als Ziel die Erreichung des guten 
ökologischen Potenzials gilt (§ 28 WHG). 

Die Bewertung des ökologischen Potenzials ist als „unbefriedigend“ angegeben und beruht auf der Ein-
stufung der biologischen Qualitätskomponente: Benthische wirbellose Fauna „unbefriedigend“ sowie 
auf der Einstufung der unterstützenden Qualitätskomponenten (Wasserhaushalt, Morphologie und 
Durchgängigkeit Werte nicht eingehalten; Physikalisch-chemische Komponenten: Sauerstoff-, Versau-
erungs- und Stickstoff-Werte nicht eingehalten). 

Die geplanten Maßnahmen zur Verbesserung des Potenzials für den OWK Großer Landgraben (MTOL-
3100) sind in Tabelle 4 zusammengefasst. Die Ermittlung der räumlichen Betroffenheit erfolgt über das 
Maßnahmeninformationsportal des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V (LUNG 
2024). Es besteht keine räumliche Betroffenheit der Maßnahmen durch das Vorhaben.  

 

Tabelle 3: Übersicht über das ökologische Potenzial sowie das chemische Potenzial des 
gequerten Oberflächenwasserkörpers (LUNG 2025, WRRL Wasserkörpersteck-
briefe, Bewirtschaftungszeitraum 2022 – 2027) 

OWK 
MTOL-3100 

Klepelshagener 
Graben 

Ordnung des FG 2. 
Wasserkörpereinstufung erheblich verändert 
Ökologisches Potenzial 
gesamt 

unbefriedigend 

Biologische 
Qualitätskom-

ponenten 

Phytoplankton nicht anwendbar 
Makrophyten und Phytobenthos unbekannt 
Benthische wirbellose Fauna unbefriedigend 
Fischfauna unbekannt 

Unterstützende 
Qualitätskom-

ponenten 

Wasserhaushalt schlechter als gut 
Morphologie schlechter als gut 
Durchgängigkeit schlechter als gut 

Physikalisch-
chemische 

Qualitätskom-
ponenten 

Temperatur unbekannt 
Sauerstoffbilanz schlechter als gut 
Salzgehalt gut 
Versauerungszustand schlechter als gut 
Stickstoff schlechter als gut 
Phosphor gut 
Flussgebietsspezifische Schad-
stoffe 

keine Überschreitungen 

Chemisches Po-
tenzial 

gesamt nicht gut 
Prioritäre Stoffe inklusive ubiqui-
täre Schadstoffe und Nitrat 

nicht gut 
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OWK 
MTOL-3100 

Klepelshagener 
Graben 

Prioritäre Stoffe mit Überschrei-
tung der Umweltqualitätsnormen 
(UQN) 

- Quecksilber und seine Verbindungen 
- Pentabromdiphenylether 

 

Tabelle 4: Übersicht über die geplanten Maßnahmen der OWK und mögliche Betroffenhei-
ten durch das Vorhaben (LUNG 2025) 

LAWA - 
Code 

Maßnahmentyp 

28 Anlage von Gewässerschutzstreifen zur Reduzierung der Nährstoffeinträge 

62 Verkürzung von Rückstaubereichen 

65 Förderung des natürlichen Rückhalts (einschließlich Rückverlegung von Deichen und Dämmen) 

69 Maßnahmen zur Herstellung der linearen Durchgängigkeit an sonstigen wasserbaulichen Anla-
gen 

70 Initiieren/ Zulassen einer eigendynamischen Gewässerentwicklung inkl. begleitender Maßnah-
men 

71 Vitalisierung des Gewässers (u.a. Sohle, Varianz, Substrat) innerhalb des vorhandenen Profils 

72 Habitatverbesserung im Gewässer durch Laufveränderung, Ufer- oder Sohlgestaltung 

73 Verbesserung von Habitaten im Uferbereich (z.B. Gehölzentwicklung) 

74 Verbesserung von Habitaten im Gewässerentwicklungskorridor einschließlich der Auenentwick-
lung 

79 Maßnahmen zur Anpassung/ Optimierung der Gewässerunterhaltung 

93 Maßnahmen zur Reduzierung der Belastungen infolge Landentwässerung 

 

2.3.2 Identifizierung der Grundwasserkörper (GWK) im Vorhabenbereich 

Grundlage sind die aktuelle technische Planung (Stand März 2025) und die Abgrenzungen der GWK 
nach Angaben des LUNG MV (Stand: Juli 2025). Die Zustandsbewertungen wurden aktuell den Was-
serkörpersteckbriefen der Internetportale des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
Mecklenburg-Vorpommern FIS Wasser MV (LUNG MV 2025) entnommen. 

Nach der hydrologischen Gliederung liegt die Trasse innerhalb der Flussgebietseinheit Warnow / 
Peene. Das Vorhaben befindet sich innerhalb von zwei Grundwasserkörpern (GWK):  

 Tollense (WP_TO_4_16) und 

 Peene (WP_PT_6_16). 
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Einen Überblick über die Lage der GWK im Vorhabenbereich gibt die Übersichtskarte Karte1 (Anlage 1). 
Eine Zusammenstellung der beiden GWK mit Angaben zur Flussgebietseinheit, der Fläche des Ein-
zugsgebietes sowie dem Bereich des Vorhabens, der die GWK quert, erfolgt in folgender Tabelle 5. 
Nach der hydrologischen Gliederung liegt befinden sich mit Ausnahme des Rückbaumasten M106A alle 
Vorhabenbestandteile innerhalb des (GWK) Tollense (WP_TO_4_16). Rückbaumast M106A befindet 
sich innerhalb des GWK Peene (WP_PT_6_16).  

Für die Einstufung eines Grundwasserkörper nach seiner Güte sind der mengenmäßige Zustand und 
der chemische Zustand maßgebend. Als Bewertungsstufen sind lediglich „gut“ oder „schlecht“ vorgese-
hen (Tabelle 6). Wiedergegeben ist der Stand für den 3. Bewirtschaftungszeitraum. Wiedergegeben ist 
der Stand für den 3. Bewirtschaftungszeitraum. Mengenmäßig sind die GWK in gutem Zustand. Der 
chemische Zustand der gequerten GWK ist überwiegend mit „nicht gut“ bewertet.  

Eine Übersicht über das Maßnahmenprogramm (gem. § 82 WHG bzw. Art. 11 WRRL) für den Bewirt-
schaftungszeitraum 2021 bis 2027 erfolgt in Tabelle 7. 

Tabelle 5: Übersicht über die vom Vorhaben betroffenen Grundwasserkörper (LUNG WRRL 
Wasserkörpersteckbriefe, Bewirtschaftungszeitraum 2022 – 2027) 

GWK Fluss- 
gebiets- 
einheit 

Fläche 
in km² 

Masten 

Kennung Name Neubau Rückbau 

WP_TO_4_16 Tollense Warnow / 
Peene 

472,34 M109n, M110n M108A, M109A, 
M110A 

WP_PT_6_16 Peene Warnow / 
Peene 

917,16 keine M106A 

Tabelle 6: Übersicht über den mengenmäßigen und chemischen Zustand gequerter GWK 
(Wasserkörpersteckbriefe, 3. Bewirtschaftungszeitraum 2022 – 2027, LUNG 2024, 
LfU 2024) 

GWK Mengenmäßiger 
Zustand* 

Chemischer 
Zustand* 

Schadstoffbezogene 
Belastung 

Kennung Name 

WP_TO_4_16 Tollense gut nicht gut Nitrat 
Ammonium 
Dimethachlor-CGA 369873 
Metazachlorsulfonsäure 

WP_PT_6_16 Peene gut nicht gut Nitrat 
Ammonium 
Dimethachlor-CGA 369873 

*  die farbliche Kennzeichnung der Zustandsbewertung entspricht der Darstellung in den Wasserkör-
persteckbriefen der Länder 
 

Tabelle 7: Übersicht über die in den gequerten GWK geplanten Maßnahmen (LUNG WRRL 
Wasserkörpersteckbriefe, Bewirtschaftungszeitraum 2022 – 2027) 
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Maßnahmentyp 
Belastungstyp In den GWK 

geplante Maßnahmen*  

LAWA - 
Code 

Name WP_TO_4_16  
Tollense 

WP_PT_6_16 
Peene 

501 Konzeptionelle Maßnahme; 
Erstellung von Konzeptio-
nen / Studien / Gutachten 

Belastung mit 
 Schadstoffen: Phosphat 

- x 

503 Konzeptionelle Maßnahme; 
Informations- und Fortbil-
dungsmaßnahmen 

Belastung mit  
Schadstoffen:  

Dimethachlor-CGA 369873 

x x 

Belastung mit  
Schadstoffen:  

Metazachlorsulfonsäure 

x x 

508 Konzeptionelle Maßnahme; 
Vertiefende Untersuchun-
gen und Kontrollen 

Belastung mit  
Schadstoffen:  

Chlorthalonil-SA 

- x 

*  x – Maßnahme für GWK geplant 

 

2.4 Vorprüfung des Einflusses des Vorhabens auf Ebene der Wirk-
faktoren 

2.4.1 Prüfung des Einflusses auf OWK auf Ebene der Wirkfaktoren 

Mögliche Auswirkungen des Vorhabens auf die Bewirtschaftungsziele für OWK können sich aus dem 
konkreten Baugeschehen, der Anlage der Freileitung und aus betriebsbedingten Aktivitäten zur Wartung 
und Reparatur im unmittelbaren Umfeld der Gewässer ergeben. 

Um die möglichen Wirkungen des Vorhabens auf Bewirtschaftungsziele zu untersuchen, sind die Wirk-
faktoren mit potenzieller WRRL-Relevanz (vgl. Kap. 2.2) an den maßgeblichen Qualitätskomponenten 
zur Einstufung der OWK bezüglich des ökologischen Zustandes / Potenzials und des chemischen Zu-
stands zu messen. Abzuprüfen sind hinsichtlich des Verschlechterungsverbots und des Zielerreichungs-
gebots (Guter ökologischer und chemischer Zustand) die möglichen Einflüsse des Vorhabens auf die 
biologischen Qualitätskomponenten, auf die unterstützenden Qualitätskomponenten und den chemi-
schen Zustand. Als zentrale Aspekte der Einstufung der Binnengewässer gelten gemäß Anl. 3 OGewV 
die biologischen Qualitätskomponenten Phytoplankton (nur für Stillgewässer) bzw. Makrophyten / Phy-
tobenthos, Makrozoobenthos und Fische (für Still- und Fließgewässer). Da vorhabenbedingt aus-
schließlich Fließgewässer betroffen sind, werden die möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf die 
drei biologischen Komponenten Makrophyten / Phytobenthos, Makrozoobenthos und Fische geprüft. 
Dazu kommen als unterstützende Qualitätskomponenten Wasserhaushalt und Morphologie sowie die 
physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten (Sichttiefe – nur bei Stillgewässern, Temperaturver-
hältnisse, Sauerstoffhaushalt, Salzgehalt, Versauerungszustand, Stickstoffverbindungen und Phos-
phorverbindungen). Für die Einstufung des ökologischen Zustands oder des ökologischen Potenzials 
maßgebend ist die jeweils schlechteste Bewertung einer der biologischen Qualitätskomponenten. Bei 
der Bewertung der biologischen Qualitätskomponenten werden die (unterstützenden) hydromorpholo-
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gischen Qualitätskomponenten sowie die physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten unterstüt-
zend herangezogen. Die Bewertung des chemischen Zustands erfolgt nach den Umweltqualitätsnormen 
der Anl. 8 OGewV. 

In einem ersten Prüfschritt werden die möglichen Wirkfaktoren des Vorhabens zu den Qualitätskompo-
nenten für den ökologischen und chemischen Zustand der OWK in Beziehung gesetzt (vgl. Abbildung 
1), um herauszuarbeiten, welche der Wirkfaktoren eine tatsächliche Wirkung auf Oberflächengewässer 
und damit auf OWK entfalten können (Tabelle 8). In einem nächsten Schritt wird für die potenziell nach-
teiligen Wirkungen entlang der Trasse geprüft, ob solche Wirkungen im näheren Umfeld von gequerten 
Gewässern auftreten. Für diese erfolgt dann eine standortbezogene Untersuchung und Bewertung der 
tatsächlichen Auswirkungen. 

Ein Unteraspekt des Zielerreichungsgebotes ist die aktive Gewässerentwicklung durch Maßnahmen aus 
dem Bewirtschaftungsplan und dem Maßnahmenprogramm nach WRRL. Kriterium ist hier, ob das Vor-
haben mit seinen Wirkfaktoren die Umsetzung bzw. die Wirkung von Verbesserungsmaßnahmen be- 
oder verhindern kann. Da sich keine der Maßnahmen im Vorhabenbereich befindet (s. Tabelle 4), kön-
nen möglichen räumlichen Betroffenheit von Maßnahmen von vornherein ausgeschlossen werden. Eine 
weitere Prüfung der möglichen Wirkfaktoren entfällt.  
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Tabelle 8: Wirkfaktoren des Vorhabens und ihre Relevanz für das Verschlechterungsverbot 
und das Zielerreichungsgebot prüfrelevanter Oberflächengewässer 

Wirkfaktoren Ökologisches Potenzial / Ökologischer Zustand 
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Flächeninanspruch-
nahme (WF1) 

0 0 0 0 0 0 0 0 

Trennwirkung (WF2) 0 0 0 0 0 0 0 0 

Stoffliche Immissionen 
(WF3) 

1 1 0 0 0 1 1 1 

Veränderung von Ge-
wässern (WF4) 

0 0 0 0 0 0 0 0 

A
n

la
g

e
b

e
-

d
in

g
t 

anlagebedingter Flä-
chenverlust, anlagebe-
dingte Veränderungen 
des Hochwasserab-
flusses und von Hoch-
wasserrückhalteräume
n (WF 6) 

0 0 0 0 0 0 0 0 

B
e

tr
ie

b
s

b
e

-
d

in
g

t 

Veränderung von Flä-
chen im Leitungs-
schutzbereich (WF9) 

0 0 0 0 0 0 0 0 

Stoffliche Immissionen 
(WF11) 

1 1 0 0 0 1 1 1 

Bewertungsstufen 

0 keine Wirkbeziehung zu der Qualitätskomponente möglich 
1 geringe Wirkbeziehungen ohne Einfluss auf den dauerhaften Zustand der Qualitätskomponente 

(verbal-argumentative Herleitung der Einstufung) 
2 Wirkbeziehung führt zu keinem negativen Einfluss auf die Qualitätskomponente (verbal-argumenta-

tive Herleitung der Einstufung) 
3 ernstliche Wirkbeziehung auf die Qualitätskomponente nicht grundsätzlich auszuschließen (zweiter 

Prüfschritt) 

 

Im Folgenden wird die Bewertung einzelner vorhabenbedingter Auswirkungen auf die Qualitätskompo-
nenten für Oberflächenwasserkörper verbal-argumentativ erläutert. Dabei wird darauf eingegangen, ob 
ernstliche (i. S. v. bewertungsrelevante) Wirkbeziehungen entstehen, die die Bewirtschaftungsziele ne-
gativ beeinflussen können oder ob derartige Wirkbeziehungen generell ausgeschlossen werden kön-
nen. Die Herleitung erfolgt gegliedert nach der Wirkungsursache für die einzelnen Wirkfaktoren und 
behandelt die möglichen Auswirkungen auf die Qualitätskomponenten. 
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2.4.1.1 Baubedingte Flächeninanspruchnahme (WF1) 

Für die Anlage temporärer Zufahrtswege, die zeitweise Lagerung von Baumaterial und Gerät, die Mast-
aufstellflächen des Provisoriums sowie das Ausheben der Baugruben werden Flächen mit einem Bo-
denverdichtungsschutz ausgelegt, der je nach Material einer befristeten Teilversiegelung bzw. 
Vollversiegelung gleichkommt. Dies erfolgt ausnahmslos außerhalb von Gewässerrandstreifen (auch 
Gewässerrandstreifen der Zuflüsse der OWK), außerhalb von Uferbereichen / Böschungen sowie ge-
wässerbegleitenden Gehölzen. Zudem werden Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags wasserge-
fährdender Stoffe ergriffen (siehe Unterlage 8, LBP, Maßnahme V5). Damit hat die baubedingte 
Flächeninanspruchnahme keinen Einfluss auf den ökologischen Zustand des Oberflächengewässers. 

Die Wirkung auf die unterstützende Qualitätskomponente Wasserhaushalt besteht darin, dass auf Flä-
chen in geringem Umfang und zeitlich befristet keine direkte Versickerung von Niederschlagswasser 
stattfindet. Da das Niederschlagswasser aber nicht gefasst und abgeführt wird, sondern seitlich abläuft 
und auf benachbarten Flächen versickert, steht das Sickerwasser insgesamt dennoch als Beitrag zum 
Zwischenabfluss im Wasserhaushalt des Gewässers zur Verfügung. Damit ist durch die zeitlich be-
grenzte (Teil-)Versiegelung keine Auswirkung auf den Wasserhaushalt im Gebiet als Ganzes zu erwar-
ten. Der Wasserhaushalt des Gewässers wird nicht beeinträchtigt. 

Der Große Landgraben (MTOL-3100) (s. Anlage 1) befindet sich nicht im Bereich von Arbeitsflächen, 
Zuwegungen und Stellflächen von Provisorien. Eine Beeinträchtigung kann sicher ausgeschlossen wer-
den. 

2.4.1.2 Baubedingte Trennwirkung (WF2) 

Temporäre und dauerhafte Verrohrungen von Gewässern sind nicht vorgesehen.  

Eine Beeinträchtigung des Fließgewässers ist ausgeschlossen. 

 

2.4.1.3 Baubedingte stoffliche Immissionen (WF3) 

Mögliche stoffliche Immissionen bestehen in der Bauphase durch geringfügigen Abrieb von Baufahr-
zeugen und Maschinen sowie partikulären Niederschlag aus ihren Abgasen. Für Straßen liegt der 
Schwellenwert für einen relevanten Umfang an Verunreinigungen bei DTV >2.000 Kfz (FGSV 2005). 
Die DTV-Zahlen beziehen sich auf 24 h. Wird der Baustellenbetrieb mit 8 h/d angesetzt, entspricht diese 
Relevanzschwelle 4 Fahrzeugbewegungen pro Minute – permanent über 8 h (= 1.920 Fahrzeugbewe-
gungen pro Arbeitstag). Der reale Baustellenverkehr verläuft jedoch diskontinuierlich und mit geringen 
Fahrgeschwindigkeiten und Fahrstrecken, überwiegend mit PKW oder Kleintransportern und unterge-
ordnet mit LKW. Einzelne Tage oder nur Stunden mit höherer Aktivität (z.B. Ausheben der Baugrube 
für Mastfundament, Anlieferung von Beton oder Gittermasten) wechseln mit längeren Standzeiten von 
Baumaschinen oder dem vereinzelten An- oder Abtransport von Material, wobei für Gittermast und Fun-
dament jeweils keine großen Baumassen tagelang zu bewegen sind. Bezogen auf eine mittlere Bauzeit 
von ca. 40 Arbeitstagen pro Maststandort wird mit durchschnittlich ca. 16 Fahrbewegungen je Tag ge-
rechnet. Der Betrieb weniger Kraftfahrzeuge und Baumaschinen stellt also eine mögliche stoffliche Im-
mission in sehr geringem Umfang dar, die jedoch weit unter der Relevanzschwelle für Immissionen 
durch Kfz im Überlandverkehr liegt. Somit ist eine Beeinträchtigung von OWK durch stoffliche Immissi-
onen des Baustellenverkehrs sicher auszuschließen. 

Für die Lagerung von Stoffen schreibt § 48 Abs. 2 WHG vor, dass sie nur so gelagert werden, „dass 
eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist.“ Bei Einhaltung 
der gesetzlichen Anforderungen ist eine mittelbare Beeinträchtigung des chemischen Zustands des 
OWK auf dem Umweg über das Grundwasser nicht zu erwarten. 
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Für Bodenarbeiten und Bodenaushub ist unter Bedingungen anhaltend trockener Witterung eine Stau-
bentwicklung möglich, die ähnlich wie bei Winderosion von Ackerflächen bis in Oberflächengewässer 
verdriftet werden kann. Allerdings ist diese Art Staubeintrag sowohl vom räumlichen Umfang als auch 
zeitlich stark beschränkt, so dass ein nachhaltiger Einfluss auf Oberflächengewässer ausgeschlossen 
werden kann. Soweit Baustraßen über landwirtschaftliche Nutzflächen geführt werden, wird ein Ver-
dichtungsschutz ausgelegt, der nebenbei auch eine mögliche Staubentwicklung bei Fahrzeugbewegun-
gen stark reduziert. 

Bodenaushub mit möglichen Bodenbelastungen durch alte Farbanstriche um Maststandorte der Rück-
bautrasse werden beim Rückbau der Fundamente als Vermeidungsmaßnahme nicht gewässernah zwi-
schengelagert (siehe LBP, Unterlage 8, Maßnahme V4), sodass ein Eintrag in Oberflächengewässer 
durch Erosion bei Starkniederschlägen verhindert wird. Um beim Rückbau den Eintrag ggf. abplatzen-
der Teile des Farbanstrichs der Masten in Gewässer zu vermeiden, ist das Auslegen von Planen für die 
Zwischenlagerung der Mastteile vorgesehen (siehe LBP, Unterlage 8, Maßnahme V4). 

Eine Beeinträchtigung von Gewässern durch baubedingte stoffliche Immissionen (WF3) ist auszuschlie-
ßen. 

 

2.4.1.4 Baubedingte Veränderungen von Gewässern (WF4) 

Bei der technischen Planung wurde darauf geachtet, bestehende Gewässer und ihre Randstreifen mög-
lichst von Baustraßen und Baustellenflächen auszunehmen und für die Wegeführung vorhandene Um-
fahrungen oder bestehende Überfahrten über Gewässer zu nutzen ((siehe LBP, Unterlage 8, 
Maßnahme V4). In diesen Fällen kommt es nicht zu Gewässerveränderungen. 

 

Der Zufluss L 29 AK des OWK Großer Landgraben (MTOL-3100) wird durch eine Zuwegung über 
einen bestehenden Durchlass gequert. Die Provisorien der südlichen Einschleifung queren die Zuflüsse 
L 29 AK und AK 360. Innerhalb der ausgewiesenen Korridore sind die Gewässerrandstreifen als Aus-
schlussflächen für die Mastaufstellflächen (siehe Unterlage 8, LBP, Maßnahme V6) festgelegt. Gewäs-
serveränderungen durch Zuwegungen oder Arbeitsflächen sind sicher auszuschließen. 

 

Beim Anlegen von Baugruben für Fundamente an grundwassernahen Standorten ist unter Um-
ständen eine Wasserhaltung zur Ableitung oberflächennahen Grundwassers erforderlich. Mastfunda-
mente in Bereichen mit hoch anstehendem Grundwasser werden nur bis EOK rückgebaut. Eine 
Baugrubenwasserhaltung wird vermieden (Mast 110A). 

Die Baugrunduntersuchung (Unterlage 11, Kap. 3.2.3) stellt fest, dass der Bemessungswasserstand bei 
< 2 m unter der Geländeoberkante liegt. In Abhängigkeit von der geplanten Gründungart und den damit 
verbundenen notwendigen Aushubtiefen werden an betroffenen Maststandorten können bauzeitliche 
Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich werden. Angaben zu voraussichtlichen Wassermengen an 
den Maststandorten mit einer möglichen bauzeitlichen Wasserhaltung liegen nicht vor. Da die Wasser-
haltungsmaßnahmen auf maximal zwei Wochen begrenzt sind, sind sie voraussichtlich sehr gering. 
Angaben zu Einleitung oder Versickerung waren in der BGVU nicht möglich. Die Baugrunduntersuchung 
empfiehlt eine Tiefengründung an den Maststandorten M109n und M110n. Bei Tiefgründungen (Pfahl-
gründungen) sind sehr geringe Wassermengen einer möglichen Bauwasserhaltung zu erwarten, die vor 
Ort vesickert werden können.  

An den Rückbaumasten ist eine Wasserhaltung ausgeschlossen.  
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Eine Einleitung von Wasser aus der Bauwasserhaltung in den OWK Großer Landgraben und seine 
Zuflüsse kann sicher ausgeschlossen werden. Damit können Auswirkungen auf die Qualitätskompo-
nenten des OWK ausgeschlossen werden. 

 

Im unmittelbaren Umfeld der Neubaumaststandorte liegen keine wasserabhängigen Landökosysteme 
(Biotopgruppen der Moore, Sümpfe, Landröhrichte). Veränderungen des Standortwasserhaushaltes 
und Auswirkungen auf die Qualitätskomponenten des OWK können sicher ausgeschlossen werden. 

 

2.4.1.5 Anlagebedingte Flächeninanspruchnahme und Veränderungen des Hochwasserab-
flusses und von Hochwasserrückhalteräumen (WF6) 

Generell können alle Fundamentarten zum Einsatz kommen, wie sie gegenwärtig im Leitungsbau an-
gewandt werden, wie Stufenfundamente, Bohrfundamente und Block- / Plattenfundamente aus Liefer-
beton (vgl. Erläuterungsbericht, Dokument 01, Kapitel 2). Die Fundamentkappen werden bis mindestens 
0,3 m über Erdoberkante (EOK) geführt. Bei den Plattenfundamenten wird eine Baugrube mit einer Tiefe 
von ca. 2,5 m ausgehoben, wobei die Aushubtiefe abhängig vom Baugrund ist. Die unterirdischen Maße 
eines Plattenfundaments betragen für die Abspannmaste M109n und M110n bis zu 20 x 20 m). 

Die Baugrundvoruntersuchung (Unterlage 11) empfiehlt für die Neubaumasten M109n und M110n eine 
Tiefengründung. Welche Fundamente konkret zum Einsatz kommen, ergibt sich jedoch erst aus den 
Baugrunduntersuchungen, deren Ergebnisse derzeit nicht vorliegen. Das Fundament von Mast M109n 
befindet sich in einer Entfernung von ca. 29 m zum Fließgewässer L 29 AK, einem Zufluss des OWK 
Großer Landgraben. Das Fundament von Mast M110n befindet sich in einer Entfernung von ca. 25 m 
zum gleichen Fließgewässer. Die Maststandorte befinden sich somit außerhalb der Gewässerrandstrei-
fen mit einer minimalen Breite von 5 m. Damit sind sie so weit von Gewässern entfernt, dass jeglicher 
Einfluss auf Oberflächengewässer durch eine Flächeninanspruchnahme durch Maststandorte von vorn-
herein ausgeschlossen werden kann. Ein direkter Einfluss auf das Fließgewässer und damit ein mittel-
barer Einfluss auf den OWK kann für alle Maststandorte ausgeschlossen werden. 

Eine indirekte Wirkbeziehung besteht über die Wirkung von Versiegelung auf den Grundwasserpfad, 
der über den Zwischenabfluss den Wasserhaushalt des benachbarten Oberflächengewässers stützt. 
Das Niederschlagswasser, das über der Fundamentfläche anfällt, fließt seitlich ab. Es kommt lediglich 
zu einer kleinräumigen Verlagerung des Zwischenabflusses. Der Wasserhaushalt der benachbarten 
OWK bleibt unverändert. 

Im Vorhabenbereich befinden sich keine Überschwemmungs- oder Hochwasserrisikogebiete. 
Eine Beeinträchtigung des Zielerreichungsgebots kann sicher ausgeschlossen werden. 

 

2.4.1.6 Bau- und betriebsbedingte Veränderung von Flächen im Leitungsschutzstreifen 
(WF9) 

Für den Leitungsschutzstreifen ist die einzige gewässerbezogene mögliche Auswirkung die Beschrän-
kung der Aufwuchshöhe für uferbegleitende Gehölze. Hier ist aus Sicherheitsgründen ein Aufwuchs von 
Gehölzen in der Höhe begrenzt, um den nötigen Abstand zu den Leitungsseilen einzuhalten. Je nach 
örtlicher Höhe der durchhängenden Leitungsseile kann die Wuchshöhe auf ca. 8 m beschränkt sein. 
Dies betrifft auch mögliche uferbegleitende Gehölze, die als randlicher Teil der Gewässerstruktur in eine 
der unterstützenden Komponenten der ökologischen Zustandsbewertung (Morphologie) einfließen. Da 
unter den genannten Bedingungen uferbegleitende Gehölze grundsätzlich bis zu mehreren Metern 
Höhe möglich sind, ist eine direkte Veränderung der Gewässermorphologie durch die Aufwuchshöhen-
beschränkung ausgeschlossen. Eine weitere gewässerbezogene Wirkung besteht in der Beschattung 
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der Wasserfläche und im Laubwurf im Herbst. Durch die Kürzung oder Entnahme von gewässerbeglei-
tenden Gehölzen kann es zu einer stärkeren Besonnung des Gewässers kommen, was wiederum zu 
höheren Temperaturen und geringerem Sauerstoffgehalt im Wasser führen kann. Aufgrund der gerin-
gen Flächenbetroffenheit ist jedoch anzunehmen, dass es hierdurch nicht zu messbaren Veränderun-
gen der Parameter Temperatur und O2-Gehalt im Fließgewässer kommt. Da es durch die Reduktion 
des Gehölzbestandes eher zu geringerem Laubeintrag in die Gewässer kommt, ist hier der Anteil an 
Biomasse im Gewässer mit Potenzial zur Sauerstoffzehrung potenziell geringer, sodass diese Auswir-
kung eher als positiv für den Gewässerzustand zu werten ist. Auch dieser Wirkzusammenhang ist je-
doch aufgrund seiner Geringfügigkeit hinsichtlich potenzieller Auswirkungen auf die 
Qualitätskomponenten zu vernachlässigen. 

Durch das Vorhaben werden keine Oberflächengewässer mit uferbegleitenden Gehölzen durch den 
Schutzstreifen gequert. Die zentralen Aspekte der ökologischen Zustandsbewertung, die biologischen 
Qualitätskomponenten innerhalb des Gewässers, sowie die unterstützenden Qualitätskomponenten 
werden durch den Wirkfaktor nicht beeinträchtigt. Der Leitungsschutzstreifen steht dem Erhalt des guten 
Zustands eines Gewässers oder der Entwicklung dahin einschließlich seiner Ufer somit nicht entgegen. 

 

2.4.1.7 Betriebsbedingte stoffliche Immission (WF11) 

Durch regelmäßige, etwa jährliche Wartungsarbeiten und vereinzelt erforderliche Reparaturen von 
Schäden kommt es in geringem Umfang zum Verkehr von Kraftfahrzeugen und im Abstand von mehre-
ren Jahren zur Erneuerung der Anstriche an den Masten. In diesem Zusammenhang sind stoffliche 
Einträge in sehr geringem Umfang nicht auszuschließen. Die gehandhabten Stoffmengen von ggf. was-
sergefährdenden Stoffen unterschreiten die Bagatellgrenzen von 0,22 m³ für flüssige wassergefähr-
dende Stoffe gem. AwSV. Bei Einhaltung der Regelwerke zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen und unter Beachtung der Gewässerrandstreifen sind keine Auswirkungen auf benachbarte 
Oberflächengewässer zu erwarten. Gewässerrandstreifen besitzen gemäß § 38 WHG eine Breite von 
5 m. Die Kategorie dient hier hilfsweise als Maßstab für einen ausreichenden Abstand zum Gewässer-
ufer. Die WRRL und ihre Umsetzung im WHG definieren keinen konkreten Wirkbereich außerhalb der 
Uferlinien von Oberflächengewässern. 

Für das hier beschriebene Vorhaben beträgt der Mindestabstand zum Gewässerufer an Mast M109n 
ca. 25 m. Somit sind Auswirkungen auf Oberflächengewässer sicher ausgeschlossen. 

 

2.4.1.8 Fazit 

Im Kapitel 2.4.1 wurde auf Ebene der Wirkfaktoren der potenzielle Einfluss des Vorhabens auf den OWK 
Großer Landgraben (MTOL-3100) geprüft. Die Abschichtung der möglichen Auswirkungen ist zusam-
menfassend in Tabelle 8 dargestellt.  

Als Ergebnis können potenziell nachteilige Wirkungen auf die Qualitätskomponenten des OWK sicher 
ausgeschlossen werden. Kumulierende Wirkung können aufgrund von ausschließlich lokal wirkenden 
Wirkfaktoren ebenfalls ausgeschlossen werden. Eine standortbezogene Vorprüfung wird nicht durchge-
führt.  
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2.4.2 Prüfung des Einflusses auf GWK auf Ebene der Wirkfaktoren 

Die tatsächliche Beeinflussung von Grundwasserkörpern ergibt sich aus den hydrogeologischen Bedin-
gungen am jeweiligen Maststandort (Grundwasserflurabstand, Überdeckung des Grundwassers), dem 
konkreten Baugeschehen im unmittelbaren Umfeld der Maststandorte, der Anlage der Freileitung und 
betriebsbedingter Aktivitäten zur Wartung und Reparatur sowie aus den Anforderungen der WRRL und 
deren Umsetzung in den gesetzlichen Regelungen im Wasserrecht des Bundes (WHG, GrwV) sowie 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V). Abzuprüfen sind hinsichtlich des Verschlechte-
rungsverbots und des Zielerreichungsgebots (jeweils guter mengenmäßiger und chemischer Zustand), 
der Trendumkehr für ansteigende Schadstoffbelastungen sowie der prevent-and-limit-Regel, die mögli-
chen Einflüsse des Vorhabens auf die Menge des Grundwassers und den chemischen Zustand. 

In einer Vorprüfung auf Ebene der Wirkfaktoren werden die möglichen Umweltauswirkungen des Vor-
habens zu den Bewertungskomponenten für den mengenmäßigen und chemischen Zustand der GWK 
in Beziehung gesetzt (vgl. Kap. 2.1) um herauszuarbeiten, welche der Umweltauswirkungen eine tat-
sächliche Wirkung auf Grundwasserkörper entfalten können (Tabelle 9). In einem nächsten Schritt wird 
für die potenziell nachteiligen Wirkungen entlang der Trasse geprüft, ob solche Wirkungen im näheren 
Umfeld von Maststandorten und Baustellenflächen auftreten. Für diese erfolgt dann eine standortbezo-
gene Untersuchung und Bewertung der tatsächlichen Auswirkungen. 

Tabelle 9: Vorhabenbezogene Auswirkungen und ihre Relevanz für das Verschlechterungs-
verbot prüfrelevanter Grundwasserkörper 

Wirkfaktoren 

Chemischer Zustand Mengenmäßiger Zustand 

Ursache Bezeichnung 

Bau- 
bedingt 

Flächeninanspruchnahme 
(WF1) 

0 2 

Stoffliche Immissionen 
(WF3) 

1 1 

Veränderung der Bedingun-
gen grundwassernaher 
Standorte / des Wasser-
haushaltes (WF5) 

1 1 

Anlage- 
bedingt 

Flächeninanspruchnahme 
(WF6) 

0 1 

Betriebs-
bedingt 

Stoffliche Immissionen durch 
Unterhaltungs- / Reparatur-
maßnahmen (WF11) 

1 0 

Bewertungsstufen 

0 keine Auswirkung auf die Qualitätskomponente möglich 
1 geringfügige Auswirkung ohne Einfluss auf den Zustand der Qualitätskomponente (verbal-argumen-

tative Herleitung der Einstufung) 
2 Auswirkung hat keinen negativen Einfluss auf die Qualitätskomponente (verbal-argumentative Her-

leitung der Einstufung) 
3 ernstliche Wirkbeziehung auf die Qualitätskomponente nicht grundsätzlich auszuschließen (zweiter 

Prüfschritt) 
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Im Folgenden wird die Bewertung einzelner vorhabenbedingter Auswirkungen auf die Qualitätskompo-
nenten für Grundwasserkörper verbal-argumentativ erläutert. Dabei wird darauf eingegangen, ob ernst-
liche (i. S. v. bewertungsrelevante) Wirkbeziehungen entstehen, die die Bewirtschaftungsziele negativ 
beeinflussen können oder ob derartige Wirkbeziehungen generell ausgeschlossen werden können. Die 
Herleitung erfolgt gegliedert nach der Wirkungsursache für die einzelnen Wirkfaktoren und behandelt 
alle Auswirkungen auf die Qualitätskomponenten. 

2.4.2.1 Baubedingte Flächeninanspruchnahme (WF1) 

Für die Anlage temporärer Zufahrtswege, die zeitweise Lagerung von Baumaterial und Gerät sowie das 
Ausheben der Baugruben werden Flächen mit einem Bodenverdichtungsschutz ausgelegt, der je nach 
Material einer zeitlich befristeten Teilversiegelung bzw. Vollversiegelung gleichkommt. Dies hat auf den 
chemischen Zustand des Grundwassers keinerlei Einfluss. 

Die Wirkung auf den mengenmäßigen Zustand des Grundwassers besteht darin, dass auf Flächen in 
geringem Umfang zeitlich befristet keine direkte Versickerung von Niederschlagswasser stattfindet. Da 
das Niederschlagswasser aber nicht gefasst und abgeführt wird, sondern seitlich abläuft und auf be-
nachbarten Flächen versickert, ist keine Auswirkung auf den Grundwasserstand im Gebiet als Ganzes 
zu erwarten. Der mengenmäßige Zustand wird nicht beeinträchtigt. 

2.4.2.2 Baubedingte stoffliche Immissionen (WF3) 

Mögliche stoffliche Immissionen bestehen in der Bauphase durch geringfügigen Abrieb von Baufahr-
zeugen und Maschinen sowie partikulären Niederschlag aus ihren Abgasen. Für Straßen liegt der 
Schwellenwert für einen relevanten Umfang an Verunreinigungen bei DTV >2.000 Kfz (FGSV 2005). 
Die DTV-Zahlen beziehen sich auf 24 h. Wird der Baustellenbetrieb mit 8 h /d angesetzt, entspricht 
diese Relevanzschwelle 4 Fahrzeugbewegungen pro Minute – permanent über 8 h. Der reale Baustel-
lenverkehr verläuft jedoch diskontinuierlich und mit geringen Fahrgeschwindigkeiten und Fahrstrecken, 
überwiegend mit PKW oder Kleintransportern und untergeordnet mit LKW. Einzelne Tage oder nur Stun-
den mit höherer Aktivität (z.B. Ausheben der Baugrube für Mastfundament, Anlieferung von Beton oder 
Gittermasten) wechseln mit längeren Standzeiten von Baumaschinen oder dem vereinzelten An- oder 
Abtransport von Material, wobei für Gittermast und Fundament jeweils keine großen Baumassen tage-
lang zu bewegen sind. Bezogen auf eine mittlere Bauzeit von ca. 40 Arbeitstagen pro Maststandort wird 
mit durchschnittlich ca. 16 Fahrbewegungen je Tag gerechnet. Der Betrieb weniger Kraftfahrzeuge und 
Baumaschinen stellt also eine mögliche stoffliche Immission in sehr geringem Umfang dar, die weit unter 
der Relevanzschwelle für Immissionen durch Kfz im Überlandverkehr liegt. Eine Beeinträchtigung des 
Grundwassers über den Sickerwasserpfad ist nicht zu erwarten. 

Für die Lagerung von Stoffen schreibt § 48 Abs. 2 WHG vor, dass sie nur so gelagert werden, „dass 
eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist.“ Bei Einhaltung 
der gesetzlichen Anforderungen ist eine Beeinträchtigung des chemischen Zustands des GWK nicht zu 
erwarten. 

Für die Maststandorte der Bestandstrasse, die rückgebaut werden, ist eine oberflächennahe Belastung 
des Bodens durch alte Farbreste nicht auszuschließen. Für die fachgerechte Entsorgung oder die Prü-
fung auf Eignung zum Wiedereinbau werden Bodenuntersuchungen vorgenommen. Sollten Bodenbe-
lastungen festgestellt werden, wird beim Rückbau der Fundamente der belastete Boden entfernt und 
mit unbelastetem Boden aufgefüllt. Damit wird eine weitere Verlagerung möglicher Schadstoffe ins 
Grundwasser sicher vermieden. 

2.4.2.3 Baubedingte Veränderungen des Wasserhaushalts (WF5) 

Beim Anlegen von Baugruben für Neubaufundamente an grundwassernahen Standorten ist u.U. eine 
Wasserhaltung erforderlich. Abschätzungen der im ungünstigsten Fall zu hebenden Grundwassermen-



Netzverstärkung Pasewalk – Güstrow (BBPlG Vorhaben Nr. 53) 
Folgebedingte Einschleifungen der 380-kV-Leitung Lubmin – Altentreptow/Süd 
In das Umspannwerk Iven/West 

Antrag auf Planfeststellung gemäß § 43 EnWG 
12 – Wasserrechtlicher Fachbeitrag 35 

gen erfolgen erst mit der Baugrunduntersuchung. Für beide Maststandorte empfiehlt die Baugrund-
voruntersuchung (Unterlage 11) eine Tiefengründung.1 Bei einer Tiefgründung ist die Grundwasserhal-
tung aufgrund der sehr geringen Wassermengen vernachlässigbar. 

Der Rückbau der Bestandsfundamente erfolgt in Abhängigkeit von der Fundamentart und der Flächen-
nutzung unterschiedlich tief von 1 m bis 1,50 m unter EOK. Eine Wasserhaltung beim Rückbau der 
Mastfundamente kann nicht vollständig ausgeschlossen werden. Sie ist jedoch aufgrund des zeitlich 
sehr begrenzten Eingriffs von maximal wenigen Tagen vernachlässigbar. Gleichzeitig sichert die Ver-
füllung der teilrückgebauten Fundamentfläche eine nachfolgende landschaftsangepasste Nutzung. Der 
Rückbau beginnt zeitlich versetzt nach dem Ende des Ersatzneubaus. Daher können Neu- und Rückbau 
nicht räumlich und zeitlich kumulativ auf die Grundwassermenge wirken.  

In den Wasserkörpersteckbriefen für die GWK finden sich keine Angaben zur Menge und Leistungsfä-
higkeit der Grundwasservorkommen; der in den Steckbriefen angegebene mengenmäßige Zustand wird 
aus den steigenden, fallenden oder stagnierenden Grundwasserständen der Messstellen abgeleitet. 
Um ein Maß für den Einfluss räumlich und zeitlich stark begrenzter, oberflächennaher Grundwasserent-
nahmen auf den mengenmäßigen Zustand der GWK zu finden, wird hier daher für das gesamte Vorha-
ben auf das Verhältnis der Entnahmemenge zur mittleren jährlichen Grundwasserneubildung je 
Flächeneinheit zurückgegriffen. Über die Fläche, die nötig ist, um die Entnahmemenge aller Grundwas-
serhaltungen an Maststandorten je GWK innerhalb eines Jahres auszugleichen, lässt sich die lokale 
Auswirkung zum GWK insgesamt in Beziehung setzen und die mögliche Auswirkung auf den GWK 
abschätzen. Damit ergibt sich ein Maß für die Brutto-Entnahmemenge. Soweit das gehobene Grund-
wasser nicht direkt in Vorflutgewässer eingeleitet, sondern in der Umgebung verrieselt wird, verringert 
sich die netto entnommene Wassermenge um den Betrag der wieder versickerten Menge. 

Im Kontrast dazu sind die während der Bauphase erforderlichen Grundwasserhaltungen (sofern über-
haupt erforderlich) zeitlich auf ein bis maximal zwei Wochen begrenzt und die dabei erfolgende Grund-
wasserabsenkung betrifft nur den unmittelbaren Umkreis der jeweiligen Baugrube, abzüglich des (erst 
später bestimmbaren) Wasseranteils, der im Umkreis der Baugrube wieder zu Sickerwasser und anteilig 
zu Grundwasser wird. 

Die Neubaumasten M109n und M110n befinden sich im Bereich des GWK Tollense (WP_TO_4_16). In 
der Baugrundvoruntersuchung (Unterlage 11, Kap. 3.2.3) wird der Bemessungswasserstand an den 
Neubaumaststandorten M109n und M110n mit < 2 m u. GOK angeben. Die über einen Zeitraum von 
bis zu zwei Wochen anfallende Entnahmemenge i n  Baugruben für Plattenfundamente mit einer Flä-
che von 20 x20 m an diesen Maststandorten entspricht der mittleren jährlichen Grundwasserneubildung 
(Grundwasserneubildung aus MV Hydrogeologie, www.umweltkarten.mv-regierung.de) auf einer Flä-
che um die Maststandorte von insgesamt 0,42 ha. Bei einer Fläche des GWK Tollense von 472,43 km² 
ergibt das einen potenziell betroffenen Flächenanteil von höchstens 0,00089 % und hat somit keinen 
messbaren Einfluss auf die Grundwasserneubildung bzw. den mengenmäßigen Zustand. Die potenziell 
geförderte und versickerte Grundwassermenge bei einer Tiefengründung ist umso geringer. 

Damit kann eine baubedingte Veränderung des Wasserhaushaltes als Wirkfaktor auf die Qualitätskom-
ponenten und die wasserabhängigen Landökosysteme sicher ausgeschlossen werden. 

2.4.2.4 Anlagebedingte Flächeninanspruchnahme (WF6) 

Je nach Fundamentart ist die am Maststandort benötigte Fläche unterschiedlich groß. Für Plattenfun-
damente werden für die Abspannmaste M109n und M110n jeweils ca. 20 x 20 m Fläche in Anspruch 
genommen. Der damit stattfindenden Neuversiegelung steht der nachfolgende Rückbau der Bestand-
strasse und damit die Entsiegelung der nicht mehr benötigten Mastfundamente gegenüber. 

 
1 Dies ist eine vorläufige Abschätzung. Konkrete Aussagen hierzu können erst getroffen werden, wenn 
die Baugrunduntersuchung und die konkrete Gründungsempfehlung vor Baudurchführung vorliegen. 



Netzverstärkung Pasewalk – Güstrow (BBPlG Vorhaben Nr. 53) 
Folgebedingte Einschleifungen der 380-kV-Leitung Lubmin – Altentreptow/Süd 
In das Umspannwerk Iven/West 

Antrag auf Planfeststellung gemäß § 43 EnWG 
12 – Wasserrechtlicher Fachbeitrag 36 

Die Wirkung der Flächeninanspruchnahme auf den Grundwasserkörper besteht in der kleinflächigen 
Bodenversiegelung durch die Mastfundamente. Allerdings kann das Niederschlagswasser, das über der 
Fundamentfläche anfällt, seitlich abfließen und dort versickern, so dass es lediglich zu einer kleinräumi-
gen Verlagerung der Sickerwasserströmung kommt, der Umfang der Grundwasserneubildung aber 
nicht durch das Vorhaben beeinträchtigt wird. Diese seitliche Verlagerung betrifft auch diejenigen Mast-
fundamente der Bestandstrasse, die nur einem Teilrückbau unterzogen werden. Bezogen auf den men-
genmäßigen Zustand des GWK verhält sich die anlagebedingte Flächeninanspruchnahme damit 
neutral. 

Ein negativer Einfluss auf grundwasserabhängige Landökosysteme ist aufgrund der kleinräumigen, ge-
ringfügigen Wirkung ebenfalls auszuschließen. 

2.4.2.5 Betriebsbedingte stoffliche Immission (WF9) 

Durch regelmäßige ca. jährliche Wartungsarbeiten und vereinzelt erforderliche Reparaturen von Schä-
den kommt es in geringem Umfang zum Verkehr von Kraftfahrzeugen und im Abstand von mehreren 
Jahren zur Erneuerung der Anstriche an den Masten. In diesem Zusammenhang sind stoffliche Einträge 
in sehr geringem Umfang nicht auszuschließen, die aber keine Auswirkungen auf das Grundwasser 
haben werden. 

Neben der Erhaltung oder der Erreichung eines guten mengenmäßigen und chemischen Zustands for-
dert § 47 Abs. 1 Nr. 2 WHG, „dass alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoff-
konzentrationen auf Grund der Auswirkungen menschlicher Tätigkeit umgekehrt werden.“ Wie Tabelle 
6 zeigt, besteht für den chemischen Zustand der GWK jeweils kein guter chemischer Zustand, was auf 
Nitrat- und Ammoniumbelastungen zurückzuführen ist. 

 

Aus dem Bau, der Herstellung der Anlagen und aus dem Betrieb der Freileitung entstehen keine Schad-
stoffkonzentrationen, die eine Verschlechterung des Zustandes induzieren könnten. Gleichermaßen 
verhält sich das Vorhaben gegenüber den vorhandenen Nitrat- und Ammoniumbelastungen neutral, so 
dass seitens des Vorhabens keine Wirkung auf das Steigen oder Sinken der Konzentrationen ausgeübt 
wird und die Einschleifungen weder im Bau, als Anlage noch im Betrieb einer Trendumkehr der Nitrat- 
und Ammoniumbelastungen entgegensteht. 

Ergänzend fordert § 13 GrwV Einträge von Schadstoffen oder Schadstoffgruppen nach Anl. 7 GrwV 
nicht zuzulassen und den Eintrag von Schadstoffen und Schadstoffgruppen nach Anl. 8 GrwV zu be-
grenzen (prevent-and-limit-Regel). Durch das Vorhaben werden keine Schadstoffe bzw. in so geringen 
Mengen in die Bodenoberfläche eingetragen, dass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbe-
schaffenheit ausgeschlossen ist. Auf Maßnahmen zur Umsetzung des Zielerreichungsgebots für die 
von den Einschleifungen gequerten GWK hat das Vorhaben keinen nachteiligen Einfluss. 

2.4.2.6 Fazit 

In der verbal-argumentativen Bewertung wurde dargelegt, dass vorhabenbedingte Auswirkungen auf 
die Qualitätskomponenten für Grundwasserkörper oder bewertungsrelevante Wirkbeziehungen, die die 
Bewirtschaftungsziele negativ beeinflussen können, ausgeschlossen werden können. Eine Vorprüfung 
auf Ebene der betroffenen Wasserkörper entfällt. 
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 Anlagen nach § 36 WHG / § 82 LWaG M-V 

3.1 Masten 

Dauerhafte bauliche Anlagen im Sinne von § 36 WHG sind Masten, die an einem oberirdischen Gewäs-
ser errichtet werden. Im vorliegenden Fachbeitrag wird geprüft, ob durch die Errichtung von Neubaum-
asten oder den Rückbau von Bestandsmasten, die sich an einem oberirdischen Gewässer befinden, 
keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung nicht mehr 
erschwert wird, als es den Umständen nach unvermeidbar ist. 

Es wird kein Mast als eine dauerhafte bauliche Anlage an einem oberirdischen Gewässer errichtet. Das 
Fundament von Mast M109n befindet sich in einer Entfernung von ca. 29 m zum Fließgewässer 
L 29 AK. Das Fundament von Mast M110n befindet sich in einer Entfernung von ca. 25 m zum gleichen 
Fließgewässer. Kein Mast befindet sich somit in, an, unter oder über einem Gewässer. 

3.2 Überspannung 

Über oberirdischen Gewässern (Gräben) erfolgt eine Überspannung mit den Leiterseilen mit einem ver-
tikalen Mindestabstand von 12 m. Die Überspannung mit diesem Abstand führt nach aktuellem Wis-
sensstand nicht zu schädlichen Gewässerveränderungen und erschwert nicht die 
Gewässerunterhaltung. Soweit uferbegleitende Gehölze im Sicherheitsstreifen der Leitungstrasse vor-
handen sind oder neu gepflanzt werden, besteht eine Aufwuchshöhenbeschränkung für diese Gehölze. 
In vorliegendem Fachbeitrag wird geprüft, ob durch die Entnahme oder Neuanpflanzung von Gehölzen 
keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung nicht mehr 
erschwert wird, als es den Umständen nach unvermeidbar ist. 

Über das Fließgewässer L 29 AK erfolgt eine Überspannung mit den Leiterseilen mit einem vertikalen 
Mindestabstand von 12 m. Im Bereich der Überspannung sind keine uferbegleitenden Gehölze im Si-
cherheitsstreifen der Leitungstrasse vorhanden. Eine Neuanpflanzung von Gehölzen ist nicht geplant. 
Schädliche Gewässerveränderungen als Kriterium des § 36 WHG können sicher ausgeschlossen wer-
den.  

3.3 Fazit 

Die Vereinbarkeit mit den Anforderungen von § 36 WHG und § 82 LWaG M-V ist sichergestellt. 
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 Prüfung der Vereinbarkeit mit § 38 WHG 

Der Gewässerrandstreifen gemäß § 38 WHG wird seitens des Vorhabens nicht von dauerhaften Anla-
gen, Zuwegungen oder Baustellenflächen in Anspruch genommen. 

 

4.1 Grünlandumwandlung (§ 38 Abs. 4 Nr. 1 WHG) 

Durch das Vorhaben ist keine Umwandlung von Acker in Grünland oder von Grünland in Acker in Ge-
wässerrandstreifen geplant. 

 

4.2 Entfernen standortgerechter Gehölze (§ 38 Abs. 4 Nr. 2 WHG) 

Durch das Vorhaben sind keine Gewässerrandstreifen mit Gehölzen betroffen. Ein anlagebedingtes 
Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern (§ 38 Abs. 4 Nr. 2 WHG) ist nicht vorgese-
hen. 

 

4.3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (§ 38 Abs. 4 Nr. 3 
WHG) 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (§ 38 Abs. 4 Nr. 3 WHG) wird in § 62 WHG konkretisiert. 
Wassergefährdende Stoffe sind nach § 62 Abs. 3 WHG feste, flüssige oder gasförmige Stoffe, die ge-
eignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmaß nachteilige Veränderungen der 
Wasserbeschaffenheit herbeizuführen. Damit in Zusammenhang stehende Anlagen sind als ortsfeste 
Anlagen zu verstehen. Näheres dazu regelt die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV). Solche Anlagen sind im beantragten Vorhaben nicht vorgesehen. Der not-
wendige Umgang mit ggf. wassergefährdenden Stoffen als Betriebsmittel für die Baufahrzeuge fällt nicht 
unter die AwSV. Allerdings nennt die AwSV in § 1 Abs. 3 zur Frage des erheblichen Ausmaßes für 
flüssige wassergefährdende Stoffe ein Volumen von 0,22 m³ als Bagatellgrenze. Dies kann als Anhalts-
punkt dienen, eine Relevanz des Vorhabens bezüglich § 38 Abs. 4 Nr. 3 WHG auszuschließen. Eine 
Betankung von Fahrzeugen im Gewässerrandstreifen im Rahmen des Vorhabens kann zudem ausge-
schlossen werden (vgl. LBP, Unterlage 8, Maßnahme V5). 

 

4.4 Nicht nur zeitweises Ablagern von Gegenständen (§ 38 Abs. 4 
Nr. 4 WHG) 

Eine nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern können oder 
die fortgeschwemmt werden können (§ 38 Abs. 4 Nr. 4 WHG) ist nicht geplant.  

Durch das Vorhaben sind keine bauzeitlichen Inanspruchnahmen durch Arbeitsflächen oder Zuwegun-
gen in Gewässerrandstreifen geplant. Daher ist sowohl eine temporäre Ablagerung von Gegenständen 
in der Bauphase als auch Bodenverdichtung im Gewässerrandstreifen ausgeschlossen. 

 

4.5 Fazit 

Die Vereinbarkeit mit den Anforderungen von § 38 WHG ist sichergestellt. 
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 Zusammenfassung 

5.1 Vorprüfung WRRL 

Das Vorhaben „Folgebedingte Einschleifungen der 380-kV-Leitung  
Lubmin – Altentreptow/Süd in das Umspannwerk Iven/West“ befindet sich in zwei Grundwasserkörpern 
und quert einen Zufluss einen Oberflächenwasserkörper. Es war daher zu prüfen, ob das Vorhaben mit 
den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und deren Umsetzung in nationales Recht u. a. in den 
§§ 27 und 47 Wasserhaushaltgesetz (WHG) vereinbar ist. 

Hierzu wurden zunächst anhand der Beschreibung des Vorhabens und der mit ihm im Zusammenhang 
stehenden Wirkungen die relevanten Wirkfaktoren bestimmt, die auf die Qualitätskomponenten zur Be-
wertung der Wasserkörper Einfluss nehmen können. Abgeleitet daraus wurden die im Wirkraum des 
Vorhabens liegenden Oberflächen- und Grundwasserkörper bestimmt. 

Im Rahmen einer Prüfung des potenziellen Einflusses des Vorhabens auf Ebene der Wirkfaktoren konn-
ten vorhabenbedingte ernstliche Wirkbeziehungen zu Qualitätskomponenten der betroffenen Wasser-
körper, die zu negativen Auswirkungen auf die Bewirtschaftungsziele der WRRL führen können, von 
vornherein ausgeschlossen werden. Eine standortbezogene Vorprüfung war nicht erforderlich.  

Demzufolge bedurfte es auch keiner vertieften Auswirkungsprognose im Sinne einer Hauptprüfung und 
keiner Prüfung von Ausnahmetatbeständen gem. § 31 (2) WHG. 

Das Vorhaben ist mit den Bewirtschaftungszielen der WRRL, umgesetzt in den §§ 27 und 47 WHG, 
vereinbar (vgl. Kap. 2). 

 

5.2 Anlagen nach § 36 WHG 

Die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Anforderungen von § 36 WHG und § 87 BbgWG ist sicherge-
stellt (vgl. Kap. 3). 

 

5.3 Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG 

Die Vereinbarkeit mit den Anforderungen von § 38 WHG ist sichergestellt (vgl. Kap. 4). 
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